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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Februar 1953 

6-63001-147/53 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der 
Geltungsdauer des Energienotgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 100. Sitzung am 6. Februar 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Verlängerung der Geltungsdauer des Energienotgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Geltungsdauer des Gesetzes über Not- 
maßnahmen auf dem Gebiet der Elektrizitäts- 
und Gasversorgung (Energienotgesetz) vom 
10. Juni 1949 (WiGBL S. 87) in der Fassung 
des Gesetzes über die Verlängerung der Gel- 
tungsdauer des Gesetzes über Notmaßnahmen 
auf dem Gebiet der Elektrizitäts- und Gasver- 
sorgung (Energienotgesetz) vom 7. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 204)/29. März 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 224)/5. April 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 227) wird bis zum 31. März 
1955 verlängert. 


S 2 


Dieses Gesetz tritt am 1. April 1953 in 
Kraft. 


Begründung 


Auf dem Gebiet der Elektrizitätswirtschaft 
wird im Jahre 1953 voraussichtlich nur ein Lei- 
stungszugang von rd. 400 000 Kilowatt gegen- 
über 920 000 Kilowatt und 850 000 Kilowatt 
in den letzten beiden Jahren zu erwarten sein. 
Zum Ausgleich dieses geringen Leistungszu- 
wachses von nur 4,6 ^/o der z. Z. in den 
Kraftwerken der öffentlichen Versorgung in- 
stallierten Leistung werden im Winterhalbjahr 
1953/54 Maßnahmen der Lastverteilung zur 
Verlagerung des Stromverbrauchs in die 
Schwachlastzeiten und zur Ausschöpfung aller 
vorhandenen Reserven durch verbundwirt- 
schaftliche Maßnahmen kaum zu vermeiden 
sein. 

Auf dem Gebiet der Gaswirtschaft (Ferngas- 
Wirtschaft) beträgt der Fehlbetrag im Winter 
täglich 2 bis 3 Millionen cbm. Gasverteilungs- 
maßnahmen gegenüber den Großgasverbrau- 
chern in der Industrie (Eisen, Chemie, Glas) 


ließen sich auch in diesem Winter zum Aus- 
gleich der Fehlmengen nicht vermelden. Auch 
im kommenden Winter muß mit einem Fehl- 
betrag In ähnlicher Höhe gerechnet werden. 
Die Maßnahmen zur Steigerung der Gaserzeu- 
gung (Neubau von Generatoren, Entwicklung 
von wirtschaftlichen Verfahren für eine totale 
Vergasung, Bau von unterirdischen Großspei- 
cheranlagen) werden aus finanziellen und tech- 
nischen Gründen frühestens ln 2 bis 3 Jahren 
zur Auswirkung kommen können. 

Die Arbeiten an einem neuen Energiewirt- 
schaftsrecht sind so stark von den Arbeiten 
am Entwurf eines Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen abhängig, daß eine 
Vorwegbehandlung nicht möglich erscheint. 

Auf den Erlaß eines Gesetzes zur Verlänge- 
rung der Geltungsdauer des Energienotgeset- 
zes kann daher nicht verzichtet werden. 



